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Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
Erlass einer Allgemeinverfügung

Um die Tätigkeit von landwirtschaftlichen Betrieben abzusichern erlässt das Gesundheitsamt des 
Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge als zuständige Behörde die nachfolgende

Allgemeinverfügung des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge zur Aufrechter­
haltung der landwirtschaftlichen Infrastruktur

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Personen im Landkreis Sächsische Schweiz- 
Osterzgebirge, die in landwirtschaftlichen Betrieben tätig sind und die sich aufgrund der 
Allgemeinverfügung des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge über die Abson­
derung von Kontaktpersonen der Kategorie I, von Verdachtspersonen und von positiv auf 
das Coronavirus SARS-CoV-2 getestete Personen oder aufgrund einer Einzelfallentschei­
dung des Gesundheitsamtes des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge in Qua­
rantäne in Form der häuslichen Absonderung befinden.

2. Den unter Ziffer 1 genannten Personen wird gestattet, die häusliche Absonderung zu ver­
lassen, soweit dies

a. zur Betreuung und Versorgung der im landwirtschaftlichen Betrieb gehaltenen Tie­
re oder

b. zur Bestellung der Felder zwingend erforderlich ist.

3. Beim Verlassen der häuslichen Absonderung ist der Kontakt mit Dritten nach Möglichkeit 
zu vermeiden.

4. Das Verlassen der häuslichen Absonderung ist

a. für Personen, die sich als Kontakt- bzw. Verdachtsperson in häuslicher Absonde­
rung befinden, grundsätzlich nur unter Verwendung einer Mund-Nasen- 
Bedeckung,
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b. für Personen, die sich in häuslicher Absonderung befinden, weil sie positiv auf 
SARS-CoV-2 getestet wurden, grundsätzlich nur unter Verwendung einer FFP2 
Maske gestattet.

Sofern die notwendigen Tätigkeiten allein ausgeführt werden, ist das Tragen einer Mund- 
Nasen-Bedeckung / FFP2 Maske nicht erforderlich.

5. Beim Auftreten von Krankheitssymptomen (insbesondere Fieber, Husten, Atembeschwer­
den/Kurzatmigkeit) ist unverzüglich ein Arzt zur weiteren Diagnostik aufzusuchen. Parallel 
dazu ist das Gesundheitsamt des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzgebirge un­
ter der 03501 515 1190 (erreichbar Montag bis Freitag, 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr) oder per 
E-Mail: symptome@landratsamt-pirna.de zu informieren.

Vor dem Kontakt mit medizinischem Personal haben die unter Ziffer 1 genannten Perso­
nen darauf hinzuweisen, dass sie mit dem Coronavirus (SARS-CoV-2) infiziert sind bzw. 
infiziert sein könnten.

6. Soweit diese Allgemeinverfügung eine Lockerung der häuslichen Absonderung regelt, 
geht sie etwaigen, vor Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung, erlassenen Einzelfallbe­
scheiden des Gesundheitsamtes des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 
sowie der Allgemeinverfügung des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge über 
die Absonderung von Kontaktpersonen der Kategorie I, von Verdachtspersonen und von 
positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestete Personen vor.

7. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge für in der 
Landwirtschaft tätige Personen über Lockerungen bzgl. der Anordnung der häuslichen 
Absonderung bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit vom 26.04.2020 wird mit Wir­
kung zum 27.11.2020 widerrufen.

8. Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

9. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben.

10. Die Allgemeinverfügung wird bis einschließlich 31.01.2021 befristet und verliert damit am 
01.02.2021 ihre Gültigkeit ohne dass es eines Widerrufs bedarf. Für den Fall, dass sich 
nach ihrer Bekanntgabe die Sachlage der SARS-CoV-2 Pandemie oder die infektions­
schutzrechtliche Rechtslage so entwickelt, dass andere als die in dieser Allgemeinverfü­
gung getroffenen Regelungen erforderlich werden, ergeht diese Allgemeinverfügung unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs.

Begründung

I.

Das Gesundheitsamt des Landkreises Sächsische Schweiz-Osterzgebirge ist gemäß § 28 Absatz 
1 und § 54 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men­
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) das zuletzt durch Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist in Verbindung 
mit § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zustän­
digkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und ande­
re Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 (SächsGVBI. S. 83), die durch die Verord­
nung vom 13. März 2020 (SächsGVBI. S. 82) geändert worden ist, sachlich zuständig.
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Die örtliche Zuständigkeit folgt aus § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens­
und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen vom 19. Mai 2010 (SächsGVBI. 
S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SächsGVBI. S. 503) geändert wor­
den ist (SächsVwVfZG), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Nummer 3 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 5 Absatz 25 des Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist.

Die o. g. Anordnungen ergehen aufgrund von § 28 Absatz 1 IfSG in Verbindung mit § 28a IfSG 
und § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG.

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt 
oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft 
die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 
IfSG und in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Ver­
breitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, 
den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlassen 
oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen 
zu betreten, § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG. Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 
2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes - GG), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 
GG), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 GG), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 GG) und der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 GG) werden insoweit eingeschränkt, § 28 
Absatz 1 Satz 3 IfSG.

Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 zur Verhinderung der 
Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) können für die Dauer der Feststellung 
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 Satz 1 IfSG durch den 
Deutschen Bundestag gemäß § 28a Absatz 1 Nummer 2 insbesondere die Verpflichtung zum 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht) sein.

Gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde bei sonstigen Kranken sowie 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern anordnen, dass sie in ei­
nem geeigneten Krankenhaus oder in sonst geeigneterWeise abgesondert werden.

Durch Ziffer 1 wird der von der Allgemeinverfügung betroffene Personenkreis festgelegt. Insoweit 
richtet sich die Allgemeinverfügung an Personen die im Landkreis Sächsische Schweiz- 
Osterzgebirge wohnhaft und in landwirtschaftlichen Betrieben tätig sind und sich aufgrund einer 
behördlichen Anordnung in Quarantäne in Form der häuslichen Absonderung befinden.

Zur Aufrechterhaltung des landwirtschaftlichen Betriebes und zur Sicherstellung der Versorgung 
der Tiere wird dieser Personengruppe gestattet, die häusliche Absonderung in den durch Ziffer 2 
näher bestimmten Fällen zu verlassen.

Um eine weitere Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 nach Möglichkeit zu ver­
meiden, dürfen die Personen die häusliche Absonderung nur unter den in Ziffer 2 bis 5 festgeleg­
ten Bedingungen verlassen. Unter Einhaltung dieser Bedingungen ist eine Lockerung der stren­
gen Quarantäne im Flinblick auf den damit verfolgten Zweck vertretbar. Den Zielsetzungen des 
Infektionsschutzgesetzes wird damit in ausreichendem Maße Genüge getan, da die fragliche Tä­
tigkeit in der Regel allein oder in einem gewissen Abstand von weiteren Personen, zumeist im 
Freien, ausgeübt wird.
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Im Interesse einer funktionsfähigen einheimischen Landwirtschaft und der Versorgung der Bevöl­
kerung mit deren Produkten ist die verfügte Lockerung der genannten Vorschriften geeignet, er­
forderlich und auch verhältnismäßig.

Andere Produktionsbetriebe sind insoweit mit den genannten Bedingungen in der Landwirtschaft 
nicht vergleichbar.

Die Allgemeinverfügung wird am Tag nach ihrer ortsüblichen Bekanntgabe wirksam und ist zu­
nächst bis zum 31.01.2021 befristet. Sofern sich die Sach- bzw. Rechtslage wesentlich ändert, 
kann die Allgemeinverfügung bereits vor dem Fristablauf widerrufen werden.

Um widersprüchliche Regelungen zu vermeiden, wird die Allgemeinverfügung des Landkreises 
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge für in der Landwirtschaft tätige Personen über Lockerung 
bzgl. der Anordnung der häuslichen Absonderung bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit 
vom 26.04.2020 mit Wirkung zum 27.11.2020 widerrufen.

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach der öffentlichen Bekanntga­
be Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei dem Landkreis Sächsische Schweiz- 
Osterzgebirge - Landratsamt -, Schloßhof 2/4, 01796 Pirna schriftlich, in elektronischer Form 
nach § 3a Absatz 2 VwVfG oder zur Niederschrift einzulegen.

Die elektronische Form nach § 3a Absatz 2 VwVfG erfordert ein elektronisches Dokument, das 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist oder mit der Versandart nach § 5 Ab­
satz 5 des De-Mail-Gesetzes versandt wurde. Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine ein­
fache E-Mail ist nicht möglich, die erforderliche Form des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt.

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 i. V. m. 
§ 16 Absatz 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende Wirkung

Rechtsbehelfsbelehrung

Hinweis


